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(Nr. 14214.) Verordnung über die Berechtigung zur Aufſuchung und Gewinnung von Erdöl und 
anderen Bodenſchätzen (Erdölverordnung). Bom 13. Dezember 1934. 
Auf Grund der Ermächtigung im § 8 des Phosphoritgeſetzes vom 16. Oktober 1934 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 404) wird folgendes verordnet: 
§ 1. 
(1) Die Aufſuchung und Gewinnung von Erdöl ſteht allein dem Staate zu, ſoweit dieſe 
Verordnung nichts anderes beſtimmt. 


(2) Die in dieſer Verordnung für Erdöl gegebenen Vorſchriften gelten auch für Erdgas, 
Erdwachs, Aſphalt und die wegen ihres Gehalts an Bitumen von dem Oberbergamt als techniſch 
verwertbar erklärten Geſteine. 

(8) Unberührt bleiben die Vorſchriften des Geſetzes über einen erweiterten Staatsvorbehalt 
zur Aufſuchung und Gewinnung von Steinkohle und Erdöl vom 22. Juli 1929 (Geſetzſamml. 
S. 87) und des Erdölgeſetzes vom 12. Mai 1934 (Geſetzſamml. S. 257). 


f SR, 

Der Staat kann die Ausübung des ihm nach § 1 vorbehaltenen Rechtes anderen Perſonen 

übertragen. i 
§ 3. 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung erliſcht das Recht des Grundeigentümers zur 
Aufſuchung und Gewinnung von Erdöl. 

(2) Unberührt bleiben jedoch die Verträge über die Aufſuchung und Gewinnung von Erdöl, 
die der Grundeigentümer vor dieſem Zeitpunkt abgeſchloſſen hat. Der aus einem ſolchen Vertrage 
Berechtigte behält das bezeichnete Recht auch für die ihm gehörigen Grundſtücke, ſolange ſie nach 
der Entſcheidung des Oberbergamts den Betriebszwecken ſeines Erdölunternehmens dienen. 

(3) Die im Abſ. 2 bezeichneten Verträge können nur mit Genehmigung des Miniſters für 
Wirtſchaft und Arbeit oder der von ihm beſtimmten Behörde geändert werden. Dasſelbe gilt auch 
für die Abtretung oder Überlaſſung des Aufſuchungs⸗ oder Gewinnungsrechts an einen anderen. 


§ 4. 

(1) Der aus einem aufrechterhaltenen Vertrage (§ 3 Abf. 2) Berechtigte (Unternehmer) hat 
das Beſtehen des Vertrags nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften alsbald, ſpäteſtens jedoch bis 
zum Ablauf des 29. Juni 1935 dem zuſtändigen Bergrevierbeamten anzuzeigen. Die Anzeige 
durch einen Mitunternehmer befreit die übrigen von der Anzeigepflicht. Auf begründeten, vor 
Ablauf der Friſt geſtellten Antrag kann das Oberbergamt Nachfriſt, längſtens jedoch bis zum 
31. Dezember 1935 bewilligen. 

(2) Die Anzeige (Abſ. 1) und ihre Anlagen find in zwei Stücken einzureichen. 

(3) Sie muß den Vertrag genau bezeichnen und Angaben über die Vertragsparteien, das 
Vertragsgebiet und die Vertragsdauer enthalten. Wegen der Einzelheiten darf auf den Vertrag 
und die Karte (Abſ. 4) verwieſen werden. Ausfertigung oder beglaubigte Abſchrift des Vertrags 


iſt der Anzeige beizufügen, ebenſo der Nachweis der Vertretungsbefugnis des Anzeigenden. 


(4) Mit der Anzeige iſt weiter eine Karte im Mindeſtmaßſtab von 1: 25.000 einzureichen, 
die den räumlichen Umfang des Vertragsgebiets deutlich nachweiſen muß. 
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(5) Auf Verlangen des Oberbergamts und binnen der von ihm zu beſtimmenden Friſt hat 
der Anzeigepflichtige feine Anzeige und ihre Anlagen auch nach Ablauf der Anzeigefriſt (Abſ. J) 
zu vervollſtändigen. Dasſelbe gilt für den Nachweis der Rechtswirkſamkeit eines Vertrags; der 
Rechtsweg gegen den Staat iſt dabei ausgeſchloſſen. 


§ 5. 

(1) Verträge, für welche die Anzeigepflicht nicht oder nicht friſtgemäß (§ 4 Abf. 1) oder 
nicht ordnungsmäßig (§ 4 Abſ. 3 und 4) erfüllt wird, erlöſchen mit Ablauf der für fie maßgebenden 
Anzeigefriſt. In Streitfällen entſcheidet hierüber das Oberbergamt unter Ausſchluß des 
Rechtswegs. 

(2) Iſt auf Grund eines nach Abſ. 1 erloſchenen Vertrags eine Berechtigung zur Aufſuchung 
oder Gewinnung von Erdöl im Grundbuch eingetragen, ſo kann die zur Löſchung des Rechtes 
erforderliche Bewilligung des Berechtigten durch eine amtliche Beſcheinigung des Oberbergamts 
über das Erlöſchen des Vertrags erſetzt werden. Auch kann das Oberbergamt das Grundbuchamt 
um Löſchung des Rechtes erſuchen. f 

f § 6. 

(1) Die Vorſchriften im § 7 des Phosphoritgeſetzes vom 16. Oktober 1934 (Geſetzſamml. 
S. 404) über die Überlaſſung beſtehender Anlagen gelten entſprechend. a 

(2) Im übrigen begründen die Rechtsänderungen, die durch dieſe Verordnung herbeigeführt 
werden, keinen Anſpruch auf Entſchädigung. i 

(8) Unberührt bleiben die geſetzlichen Vorſchriften über die Entſchädigung für eine Inan⸗ 
ſpruchnahme (Abtretung) von Grundſtücken für Betriebszwecke. i 


ST. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 13. Dezember 1934. . 
Der Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 
Schacht. f 8 = 


(Nr. 14215.) Verordnung zur Abänderung der Verordnung zum Schutze der Felder und Gärten gegen 
fremde Tauben vom 4. März 1933 (Geſetzſamml. S. 64). Vom 13. Dezember 1934. 


Auf Grund des 8 30 des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 21. Januar 1926 (Geſetzſamml. S. 83) wird für den Umfang des Staatsgebiets folgendes 
angeordnet: 

1. § 1 der Verordnung vom 4. März 1933 (Geſetzſamml. S. 64) erhält folgende Faſſung: 
Tauben find zur Zeit der Frühjahrs- und Herbſtbeſtellung während eines Zeit⸗ 
raums von längſtens je einem Monate derart zu halten, daß fie die beſtellten Felder und 
Gärten nicht aufſuchen können. Die Sperrzeiten ſind von den Kreispolizeibehörden nach 
Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe jährlich feſtzuſetzen. Mit Zuſtimmung des Regie⸗ 
rungspräſidenten kann zum Schutze der Frühjahrsbeſtellung im Falle beſonderen Bedürf⸗ 
niſſes die Sperrfriſt auf eine Höchſtdauer von insgeſamt einundeinemhalben Monat erhöht 
werden. f N 
Während der übrigen Zeit des Jahres dürfen die Tauben frei umherfliegen. 
2. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 13. Dezember 1934. 
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